
12.000

11.000

10.000

9.000

8.000

13.000

14.000

18.000

26.000

24.000

22.000

20.000

0,0

-0,2

-0,6

-0,8

-1,0

-0,4
1,12

1,14

1,08

1,06

1,10

1,16

28.000

30.000

Deutscher Aktienindex (DAX)
seit Jahresbeginn: –3,13%
Jahresende: 13.249 Aktuell: 12.834

Aktuell: 1,1703

(27.07.2020 / 09:30 Uhr)
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Dow Jones Industrials (DJIA)
seit Jahresbeginn: –7,24%
Jahresende: 28.538 Aktuell: 26.469
(24.07.2020 / Börsenschluss)

Zinsen (Umlaufrendite)
Aktuell: – 0,49%

(24.07.2020 / Börsenschluss)

EURO (gegen US-Dollar)
seit Jahresbeginn: +4,30%
Jahresende: 1,1221
(27.07.2020 / 09:33 Uhr)
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Vermögen
für alle
V O N L A R S S C H Ä F E R S

Millionäre und Milliardäre galten in der
deutschen Wirtschafts- und Sozialfor-
schung bislang als nahezu unbekannte
Wesen. Jetzt nicht mehr, denn das Deut-
sche Institut für Wirtschaftsforschung
(DIW) hat mittels einer neuen Zusatz-
stichprobe zur Messung der Anteile an Be-
triebsvermögen im Bereich hoher Vermö-
gen die Datenlücke nun geschlossen. Das
Ergebnis so ernüchternd wie erwartbar:
Die Verteilung der Nettovermögen ist in
Deutschland noch ungleicher als bisher
angenommen: Die reichsten zehn Prozent
halten über 67 Prozent des gesamten Net-
tovermögens. Piketty lässt grüßen.
Ist das gerecht? Noch drängender wird die
Gerechtigkeitsfrage angesichts der Tatsa-
che, dass im Umkehrschluss viele Men-
schen nur wenig oder gar kein Vermögen
haben. Gerade diejenigen mit geringen
Einkommen und ohne nennenswerte Er-
sparnisse sind es, die in der Coronakrise
im Fall von Kurzarbeit, Jobverlust oder
Insolvenz ungeheure wirtschaftliche Risi-
ken tragen. Nicht zu Unrecht wird zur Be-
wältigung der Krise daher mitunter ein
Lastenausgleich wie nach dem Zweiten
Weltkrieg gefordert, der Hochvermögende
stärker in die Pflicht nimmt. Dagegen
spricht allerdings der hohe Anteil dieser
Vermögen, die in Unternehmen investiert
sind, wodurch Arbeitsplätze geschaffen
werden und somit auch andere Menschen
von diesem Kapital profitieren.
Neben der vielfach als Comeback der Ver-
mögenssteuer geforderten Stärkung der
Vermögensumverteilung gibt es politisch
aber auch den Weg der Förderung der Ver-
mögensneubildung breiterer Schichten.
Sozialethisches Leitbild ist dabei die Wirt-
schaftsbürgerschaft in einer Gesellschaft
von Teilhabern. In der Wirtschafts- und
Sozialpolitik der jungen Bundesrepublik
wurde auf Basis dieser christlich-sozial-
ethischen Position daher nicht nur „Wohl-
stand für alle“, sondern auch „Vermögen
für alle“ angezielt. Jeder hat ein Recht auf
Privateigentum, das ist die rechtliche Kon-
sequenz der Lehre von der Allgemeinbe-
stimmung der Güter der Erde gemäß ka-
tholischer Soziallehre.
Die derzeitigen Instrumente der Förde-
rung der Vermögensneubildung wie
Arbeitnehmersparzulage, Wohnungsbau-
prämie oder Riesterzulage scheinen zu
dem Ziel einer breit gestreuten Vermö-
gensbildung aber noch lange nicht genug
beizutragen.
Das DIW schlägt selbst ein Instrument
vor, um den Vermögensaufbau in der
Breite der Bevölkerung zu fördern. Es plä-
diert für persönliche Vermögenskonten für
alle, auf die der Staat (insbesondere für
Menschen ohne Sparfähigkeit) einzahlt
und auf die die Menschen ab einem be-
stimmten Alter dann zugreifen können.
Die Idee eines „Erbes für alle“ klingt hier
an. Über diese und weitere mögliche An-
sätze zur Förderung der Vermögensneu-
bildung und -streuung muss jedenfalls
wieder verstärkt nachgedacht und disku-
tiert werden.
Eine breite Vermögensstreuung sowie die
Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand
sind nicht zuletzt konstante Leitideen des
Sozialkatholizismus. Diese traditionelle
Reflexionslinie katholischer Soziallehre ist
inzwischen eingeschlafen, sollte aber an-
gesichts der aktuellen Debatten unbedingt
wieder aus ihrem Dornröschenschlaf ge-
weckt werden.

Der Autor ist Wissenschaftlicher Refe-
rent bei der Katholischen Sozialwis-
senschaftlichen Zentralstelle (KSZ).
Die Kolumne erscheint in Kooperation
mit der KSZ. Foto: privat

Marktüberblick
GOLDPREIS AUF ALLZEITHOCH
Wegen der wirtschaftlichen Folgen der
Corona-Krise und den damit verbunde-
nen Unsicherheiten ist Gold so teuer
wie noch nie zuvor. In der Nacht zum
Montag stieg der Preis für eine Fein-
unze (31,1 Gramm) bis auf 1944,71
Dollar und übertraf damit das bisherige
Rekordhoch von rund 1921 Dollar vom
September 2011. Damit zog der Gold-
preis in diesem Jahr bereits um etwas
mehr als ein Viertel an, wobei er vor
allem seit Mitte Juni stark zulegte. Zu
Beginn des Corona-Crashs an den Fi-
nanzmärkten hatte Gold sogar an Wert
verloren, obwohl das Edelmetall als si-
cherer Hafen in Krisenzeiten gilt. Mitte
März kostete eine Feinunze weniger als
1500 Dollar. Gold ist zurzeit aufgrund
mehrerer Gründe sehr beliebt unter An-
legern. Hauptgrund dürfte die Corona-
Pandemie mit ihren dramatischen Fol-
gen für die Wirtschaft sein. Dazu ge-
hören auch die hohe Unsicherheit über
den Ausgang der Krise, Spannungen
zwischen den USA und China, stark
steigende Staatsverschuldungen sowie
die anhaltendweltweit niedrigen Zinsen.

KONJUNKTUR-OPTIMISMUS IN
DEUTSCHLAND WÄCHST ETWAS
Die deutsche Konjunktur ist nach Auf-
fassung von Volkswirten führender Fi-
nanzinstitute nach dem „Corona-Ein-
bruch“ wieder auf Erholungskurs. Laut
Umfrage der Nachrichtenagentur dpa
stimmen die Frühindikatoren derzeit
optimistisch. Auch das zweite Quartal,
in das der Höhepunkt der Corona-Krise
fiel, sei erfreulich robust verlaufen. Die
Lage bleibe aber weiter angespannt,
Rückschläge sind nicht auszuschließen.
Auch der Export habe wieder angezo-
gen, die Ausfälle etwa im China-Ge-
schäft seien nicht so groß wie ursprüng-
lich befürchtet. Jedoch gibt es auch

Nachrichten, die nachdenklich stimmen.
So wird ein ungeordneter Brexit nach
Ende der Übergangsfrist Ende des Jahres
wahrscheinlicher. Auch die Entwicklung
in den USA sorgt derzeit für große Unsi-
cherheit. Hier schlägt die Corona-Krise
mit besonderer Wucht zu. Im Herbst
könnte aufgrund der Corona-Pandemie
eine Welle von Insolvenzen einsetzen, die
sich wiederum dann auch negativ auf den
Arbeitsmarkt in Deutschland niederschla-
gen würde.

ARGENTINIEN LEHNT ANGEBOT DER
GLÄUBIGER AB
Im seit Monaten andauernden Streit über
einen riesigen Schuldenerlass hat die ar-
gentinische Regierung das jüngste Ange-
bot der Gläubiger abgelehnt. Das Wirt-
schaftsministerium in Buenos Aires teilte
mit, dass die neuen Forderungen nicht er-
füllt werden können. „Das wäre nicht nur

unverantwortlich, sondern auch unge-
recht“, hieß es in einer Stellungnahme.
„Während 50 Prozent der Kinder in
Argentinien in Armut leben, können wir
nicht die kurzfristigen Gewinne unserer
Gläubiger erhöhen.“
Experten zufolge ist die Staatsverschul-
dung der zweitgrößten südamerikani-
schen Volkswirtschaft auf Grundlage der
aktuellen Bedingungen längst nicht
mehr tragbar. Deswegen fordert Argen-
tinien von seinen privaten Gläubigern,
auf einen Teil ihrer Forderungen mit
einem Gegenwert von rund 66 Milliar-
den US-Dollar zu verzichten. Sollte es
zu keiner Einigung kommen, droht dem
Land erneut die Staatspleite. Das wäre
dann bereits der neunte Zahlungsausfall
in der argentinischen Geschichte. Kre-
ditgeber hatten zuletzt höhere Zinsen
auf die Staatsanleihen und neue Ver-
tragsklauseln gefordert.

Wirecard hatte sich den Ruf erarbeitet, ein deutscher Pionier für die digitale
Wirtschaft zu sein. Foto: dpa

Wirecard als Symptom
Der Skandal um
den Finanz-
dienstleister
Wirecard weist
auf grundlegen-
de Probleme
hin. Welche Ko-
sequenzen sind
nun zu ziehen

Politiker drängt es von Natur aus,
sich um das Gemeinwohl zu küm-
mern. Das beinhaltet auch die
Wahrnehmung von wirtschaftli-

chen Interessen – auf ganz vielfältige Weise.
Draußen in aller Welt werden die heimische
industrielle Potenz und die technologische
Kompetenz repräsentiert und Unternehmen
und ihre Produkte auf Märkten präsentiert.
Bei Staatsbesuchen sind führende Vertreter
von Industrie und Handel, Unternehmen
und Finanzdienstleistern handverlesen ein-
geladen, als Mitglieder einer Wirtschaftsde-
legation Seite an Seitemit einemFachminis-
ter oder gar der Kanzlerin im Regierungsjet
mitzureisen und bei Konferenzen und Buf-
fets dabei zu sein. Publikumswirksam wer-
den Verhandlungen geführt, Messen eröff-
net, Unternehmen besichtigt und gewichtige

Verträge unterschrieben. Große, strukturell
und systemrelevante Firmenmit vielenMit-
arbeitern und Zulieferern, hohem Kapital-
einsatz und strategischem Wert erfreuen
sich der besonderen Fürsorge und Beglei-
tung durch die Politik. Das gilt insbesondere
für Unternehmen im High Tech-Segment.
Kein Siemens und kein Daimler kommen
noch ohne staatliche Protegierung über die
Runden. Die Politik ist der „Door Opener“
zu lukrativen Märkten, insbesondere wenn
wie inChina dort ebenfalls die Politik ein ge-
wichtiges Wort bei Aufträgen mitzureden
oder gar das letzte Sagen hat.

Wirecard blendete auch das
Bundeskanzleramt
So lag es auf der Hand, dass der in den

DAX aufgestiegene Finanzdienstleister und
AbrechnungsspezialistWirecardmit von der
Partie war. Denn Wirecard nährte die Hoff-
nung, dass Deutschland endlich seinenMin-
derwertigkeitskomplex in puncto digitale
Wirtschaft überwinden und zu den bedeu-
tenden High Tech-Konzernen aus den USA
und China aufschließen könnte. Die Story
war, dass der milliardenfache Zahlungsver-
kehr via Internet, Kreditkarten und Smart-
phones von einem exquisiten Spezialabrech-
ner für Unternehmen von Aldi bis Zalando
kostengünstig und akkurat abgewickelt wer-
den könnte. Wirecard, dem auch Kontakte
ins Rotlicht- und Glücksspielmilieu nachge-
sagt wurden, verstand die Zeichen der Zeit.
Wunschdenken nähren, Illusionen erzeugen
und mehr Anschein, denn Sein produzieren
– das wurde honoriert. Mit einer raffiniert
„kreativen“ Buchführung, die sonst nur sta-
bilitätsschwachen Ländern den Zutritt zur
Euro-Währungsunion ebnete, wurde ein

Potemkinsches Dorf errichtet, das fast alle
blendete: das Bundeskanzleramt, das Bun-
desfinanzministerium, die Finanzaufsichts-
behörde Bafin, renommierte Wirtschafts-
prüfungsgesellschaften wie EY, Börsianer
und die meisten Wirtschaftsredaktionen.
Wie ein Superspreader befeuerte das Wire-
card-Management die Phantasie des geneig-
ten Publikums, breitete seine Art von Ge-
schäftsmodell infektiös auf in- und ausländi-

schen Märkten mit einem verschachtelten
Firmenkonstrukt aus und erfand Geschäfts-
abschlüsse und Umsätze mit real existieren-
den oder auch nur virtuellen Partnern. Die
vorgegaukelten saftigen Gewinnmargen und
üppigen Renditen inspirierten freudig inves-
tierende, aber unbedarfte Geldgeber als An-
leger. Banker von gleich 15 Instituten ver-
schafften mit immer neuen Krediten in Hö-
he von 3,2Milliarden EuroWirecard immer
wieder frisches Geld.
Die Liste der denWirecard-Managern zur

Last gelegten Straftaten ist lang und reicht
von gewerbsmäßigem Bandenbetrug über
Unterschlagung bis hin zu Marktmanipula-
tion und Geldwäsche.
Wie aber konnte es so weit kommen?

BeimUmgarnen der Politik hatte der Betrü-
gerkonzern alle Register gezogen; der smar-
te ehemalige Bundesverteidigungs- und
-wirtschaftsminister Karl-Theodor zu Gut-
tenberg und der ehemalige Nachrichten-
dienstkoordinator Klaus-Dieter Fritsche
sorgten als Lobbyisten für den Zugang zu
Kanzlerin Angela Merkel und Bundesfi-
nanzminister Olaf Scholz. Fortan begleite-
tenMerkel und Scholz wohlwollend das auf-
strebende Unternehmen, das zeitweise mit
einem Wachstum von bis zu 35 Prozent so-
gar die Börsenbewertung der Deutschen
Bank toppte, und agierten besonders in
China im Sinne von Wirecard.

Aufsichtsbehörden drückten
die Augen zu
EinRudel von proaktiv und aggressiv agie-

renden Anwälten hielt jegliche aufmuckende
Wirecard-Kritik in Schach. Auch sämtliche
Aufsichtsbehörden drückten alle Augen zu
und wollten nicht genau wissen, was da
schon lange im Busch vor sich ging. Für die
Bafin und weitere Prüfeinrichtungen, aber
auch die Bilanztestierer wie EY geht es in-
zwischen um’s Renommee.
Allein die Financial Times ließ sich weder

einschüchtern noch täuschen. Schlussend-
lich erwiesen sich 1,9 Milliarden Euro bei
dem insolventen Unternehmen als nicht
vorhanden oder in die Taschen des zum Teil
inhaftierten Managements abgeflossen. Für
Scholz ist nun die angestrebte Kanzlerkan-
didatur für die SPD in Gefahr; auch die
Union wird sich einem Untersuchungsaus-
schuss wohl nicht verschließen.
Mehr Check and Balances und weniger

staatlicher Einfluss hätte allen Seiten gut ge-
tan. Scholz hat nun rasch einen ad hoc-Ak-
tionsplan vorgelegt. Bilanzprüfungen sollen
transparenter, Gerüchten soll durch Sonder-
ermittler intensiver nachgegangen werden
und Wirtschaftsprüfer sollen für Testate
auch privatrechtlich haften. Auch bedarf es
noch einer Debatte über die ökonomische
Rolle des Staates.
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